
liehe Aufwendungen für die Erhaltung und Vergröße­
rung des in die Ehe eingebrachten Vermögens hatte. 
Ist z. B. ein erheblich belastetes geerbtes Grundstück 
während der Ehe durch wesentliche Beiträge auch des 
anderen Ehepartners schuldenfrei geworden, so kann 
das durchaus einen Ausgleich rechtfertigen. 
Voraussetzung des Anspruchs nach § 40 FGB, der be­
sonders für Handwerker- und Bauern familien Bedeu­
tung erlangen wird, ist eine nicht durch § 39 FGB aus­
gleichbare Bevorteilung des einen Ehegatten zu Lasten 
des anderen, der wesentlich zur Werterhaltung bzw. 
Wertsteigerung beigetragen hat. Eine unmittelbare Mit­
wirkung ist dabei jedoch nicht erforderlich. So kann 
auch eine aufopferungsvolle Pflege und Betreuung der 
Kinder und die Führung des Haushalts, die volle Ver­
wendung des eigenen Arbeitsverdienstes für den Haus­
halt oder das Zurückstellen der Befriedigung persön­
licher Bedürfnisse, um eine ordnungsgemäße Geschäfts­
führung des anderen Ehegatten zu gewährleisten, ein 
wesentlicher Beitrag sein. Dabei muß berücksichtigt 
werden, wie sich die Vermögensbeziehungen der Ehe­

gatten insgesamt entwickelt haben. Ist z. B. ein wesent­
licher Beitrag zum Vermögenszuwachs des anderen 
Partners geleistet, gleichzeitig aber auch eine erheb­
liche Vergrößerung des eigenen Vermögens erreicht 
worden, so kann u. U. der Anspruch auf Ausgleich 
ganz entfallen oder ein geringerer Anteil als 50 Prozent 
gerechtfertigt sein. Bei der Bemessung des Anteils ist 
auch zu berücksichtigen, daß die Arbeitsergebnisse 
Dritter nicht Grundlage für einen Ausgleichsanspruch 
sind.
Aus der Formulierung des § 41 Abs. 3 FGB ergibt sich, 
daß der Anspruch grundsätzlich als ein Geldanspruch 
anzusehen ist. Im Einzelfall ist m. E. in Anlehnung 
an die Entscheidung des Obersten Gerichts vom
15. März 1955 - 1 Zz 92/54 - (NJ 1956 S. 512) jedoch 
auch weiterhin die ausnahmsweise Begründung eines 
Miteigentumsanteils möglich, vor allem wenn es die In­
teressen der Kinder erfordern oder eine Geldforde­
rung auf unabsehbare Zeit nicht realisierbar ist. Der 
Miteigentumsanspruch darf auch nicht nur auf Grund­
stücke beschränkt sein.
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Liegenschaftsrechtliche Fragen der ehelichen Vermögensregelung
Das neue Familienrecht geht von einer sehr weitrei­
chenden ehelichen Vermögensgemeinschaft aus (§ 13 
FGB). Jedoch hat das FGB nicht das Ziel, für jede Ehe 
die vermögensrechtlichen Verhältnisse unabänderlich 
festzulegen. Vielmehr sind von den Regelungen des 
§ 13 abweichende vermögensrechtliche Vereinbarungen 
der Ehegatten zulässig (§ 14). Allerdings dürfen Gegen­
stände, die der familiären Lebensführung dienen, dem 
gemeinschaftlichen ehelichen Vermögen nicht entzogen 
werden.
Die Bestimmungen des FGB und des EGFGB über die 
Eigentums- und Vermögensverhältnisse der Ehegatten 
führen zu erheblichen Konsequenzen bei der Anwen­
dung des geltenden materiellen und formellen Liegen­
schaftsrechts. Mit diesem Beitrag sollen einige wesent­
liche Fragen behandelt werden, die sich für die liegen­
schaftsdienstliche und notarielle Praxis ergeben.

Berichtigung des Grundbuchs (§ 11 EGFGB)
Zu den Sachen und Vermögensrechten, die nach § 13 
Abs. 1 Satz 1 und § 4 EGFGB kraft Gesetzes gemein­
schaftliches Vermögen der Ehegatten werden, können 
gehören:
a) Grundstücke und Miteigentumsanteile an Grund­

stücken;
b) Eigenheime, an denen — abweichend vom Eigen­

tumsrecht am Grundstück — persönliches Eigentum 
besteht, sowie Miteigentumsanteile an derartigen 
Eigenheimen;

c) Erbbaurechte;
d) dingliche Vorkaufsrechte;
e) Dienstbarkeiten;
f) Reallasten;
g) Grundpfandrechte.
Zu den Vermögensrechten rechnen auch Vormerkun­
gen und Widersprüche, die sich auf Gegenstände des 
gemeinschaftlichen ehelichen Vermögens beziehen. 
Bestand eine Ehe bereits vor dem 1. April 1966, so ist 
der Zeitpunkt der Entstehung der sich aus der ehelichen 
Vermögensgemeinschaft ergebenden gemeinschaftlichen 
Berechtigung der beiden Ehegatten davon abhängig, ob 
die Sache oder das Vermögensrecht vor bzw. seit dem 
1. April 1966 erworben worden ist. Sind Sachen oder 
Vermögensrechte vor dem 1. April 1966 erworben wor­
den, dann entsteht die gemeinschaftliche Berechtigung

der beiden Ehegatten mit Wirkung vom 1. April 1966, 
sofern die Voraussetzungen des § 13 Abs. 1 FGB er­
füllt sind. An Vermögensgegenständen, die nach dem 
31. März 1966 von einem oder beiden Ehegatten wäh­
rend der Ehe durch Arbeit oder aus Arbeitseinkünften 
erworben werden, entsteht die gemeinschaftliche Be­
rechtigung der beiden Ehegatten zum Zeitpunkt des 
Erwerbs. Vorausgesetzt wird hier, daß keine abwei­
chenden Vereinbarungen getroffen worden sind.
Mit der Entstehung der ehelichen Vermögensgemein­
schaft nach § 4 EGFGB treten Rechtsänderungen ein, 
die sich außerhalb des Grundbuchs vollziehen. An die 
Stelle des Vermögens des Ehemannes bzw. der Ehefrau 
tritt kraft Gesetzes das gemeinschaftliche Vermögen 
beider Ehegatten, sofern es vor dem 1. April 1966 von 
einem oder beiden Ehegatten während der Ehe durch 
Arbeit oder aus Arbeitseinkünften erworben worden 
war. Durch Gesetz wird auch der bisher nicht im 
Grundbuch eingetragene Ehegatte berechtigt, wobei an 
die Stelle der Einzelberechtigung des einen Ehegatten 
die Gesamthandsberechtigung beider Ehegatten tritt. 
Waren beide als gemeinschaftliche Eigentümer oder 
Berechtigte nach Bruchteilen eingetragen, so wird kraft 
Gesetzes das bisherige Gemeinschaftsverhältnis durch 
die Gesamthandsberechtigung der ehelichen Vermö­
gensgemeinschaft abgelöst.
Um den dadurch unrichtig gewordenenen Grundbuch­
inhalt mit der wirklichen Rechtslage in Einklang zu 
bringen, werden die Ehegatten durch § 11 Abs. 1 Satz 1 
EGFGB verpflichtet, die Grundbuchberichtigung zu be­
antragen. Der als Alleineigentümer eingetragene Ehe­
gatte ist dabei zur Mitwirkung am Berichtigungsver­
fahren verpflichtet. Aus dieser Bestimmung ergeben 
sich zwei wesentliche Folgerungen:
a) Die Verpflichtung zur Berichtigung des Grundbuchs 
besteht nur in den Fällen, in denen Grundstücke oder 
Häuser in das gemeinschaftliche Vermögen der Ehe­
gatten übergegangen sind. Grundstücken oder Häusern 
sind gleichzusetzen: Miteigentumsanteile an Grund­
stücken und an Eigenheimen, an denen persönliches 
Eigentum besteht, sowie Erbbaurechte.
b) Eine Rechtspflicht zur Berichtigung des Grundbuchs 
besteht nicht, wenn beschränkte dingliche Rechte an 
Grundstücken oder Häusern in das gemeinschaftliche 
Vermögen fallen. Das gleiche gilt bei Vormerkungen 
und Widersprüchen, die sich auf Rechte des gemein-
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